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Kleine Anfrage 1253 
des Abgeordneten Norbert Rescher (AfD-Fraktion) 

an die Landesregierung 

Schulrechtliche und neutralitätsrechtliche Bewertung der Wanderausstellung „Base-
ballschlägerjahre in Schwedt/Oder“ nach Auswertung der Förderakten 2023 und 2024 

Die Landesregierung hat bereits die Kleine Anfrage Nr. 861 zur Darstellung der AfD in der 
schulischen Wanderausstellung „Baseballschlägerjahre in Schwedt/Oder“ sowie die Kleine 
Anfrage Nr. 958 zu wissenschaftspropädeutischen Standards und Neutralitätsanforderun-
gen bei dieser Ausstellung beantwortet. 

In der Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 861 erklärte die Landesregierung, die Ausstellung 
sei im Rahmen eines Seminarkurses der gymnasialen Oberstufe als gemeinsames Unter-
richtsprojekt der Gesamtschule mit gymnasialer Oberstufe „Talsand“ und des Stadtmuse-
ums Schwedt/Oder entstanden. Die Auswahl der Inhalte sowie die Text- und Bildkonzeption 
hätten den Schülern oblegen. Das Stadtmuseum Schwedt/Oder habe den Zugang zu Archi-
valien und Zeitdokumenten ermöglicht, die Schüler im Umgang mit Artefakten unterstützt 
und bei der Vermittlung von Zeitzeugen geholfen. 

Weiter erklärte die Landesregierung, die im Beutelsbacher Konsens formulierten Leitgedan-
ken des Überwältigungsverbotes, des Kontroversitätsgebotes und der Teilnehmerorientie-
rung seien beachtet worden. Bei parteibezogenen Aussagen sei das in § 47 Abs. 2 Bran-
denburgisches Schulgesetz geregelte Verbot politischer Werbung beachtet worden. 

Zugleich teilte die Landesregierung mit, dem Ministerium für Bildung, Jugend und Sport lä-
gen keine weiteren Informationen zur Förderung des Projektes und keine Informationen zur 
externen Vergabe von Design, Layout, Druck oder Medienproduktion vor. Zu mehreren De-
tailfragen der Ausstellung erklärte die Landesregierung, das Ministerium habe keine Kennt-
nis. 

In der Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 958 führte die Landesregierung aus, die Bewertung 
und Einordnung von Unterrichtsinhalten sowie daraus hervorgehender Schülerarbeiten un-
terlägen weder einer Anzeige noch einer Überprüfung der Landesregierung. Projektorien-
tierte Arbeiten wie von Schülern erstellte Ausstellungen seien keine wissenschaftlichen Ab-
handlungen, weshalb strenge wissenschaftliche Kriterien nur eingeschränkt geboten seien. 
Die Anonymisierung von Quellen könne zulässig sein, sofern sie dem pädagogischen Ziel 
und dem Schutz der Beteiligten diene. 
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Nach Auswertung der Förderakten 2023 und 2024 sowie der zugehörigen Zuwendungsun-
terlagen ergeben sich weitergehende Fragen. Die Förderakten weisen darauf hin, dass das 
Projekt nicht ausschließlich als historische Aufarbeitung rechter Gewalt Anfang der 1990er-
Jahre in Schwedt angelegt war. Bereits im Antrag 2023 wird das Ziel beschrieben, das 
Thema „in die Jetzt-Zeit“ zu überführen und aktuelle Bezüge herzustellen. Dabei wird die 
Frage aufgeworfen, ob sich damalige Radikalisierungsprozesse in einem neuen Transfor-
mationsprozeß wiederholen könnten. 

Im Antrag 2024 wird dieser Gegenwartsbezug fortgeführt. Gefragt wird unter anderem, ob 
heute im aktuellen Transformationsprozeß demokratische Strukturen geschwächt und radi-
kale Strukturen gestärkt werden könnten, wie antidemokratische Ansätze erkannt werden 
könnten und wie rechten Strukturen zu begegnen sei. Darüber hinaus werden Demokratie-
verständnis, Teilhabe und eine politisch aufgeladene Zeit angesprochen. 

Auch der öffentlich verwendete Flyer enthält einen ausdrücklichen Gegenwartsbezug. Dort 
heißt es, Schwedt müsse seit 2022 erneut einen umfangreichen Transformationsprozeß be-
wältigen. Ferner wird ausgeführt, in einer Zeit, in der populistische und antidemokratische 
Ideologien junge Menschen wieder zu vereinnahmen drohten, brauche es Aufklärung und 
eine Stärkung demokratischer Werte. Auf demselben Flyer befindet sich ein Foto mit der 
Bildunterschrift „Anti-AFD-Aufkleber in Berlin, 26.3.2024 (Foto: privat)“. Dieses Motiv 
stammt nach seiner Bildunterschrift weder aus Schwedt noch aus der Uckermark oder aus 
den 1990er-Jahren, sondern aus Berlin im März 2024. 

Die Förderakte 2024 weist die Ausstellung als Wanderausstellung aus. Die erste öffentliche 
Präsentation war im Rathaus Schwedt/Oder vorgesehen. Die Eröffnung fand am 3. Juli 2024 
statt; die Bürgermeisterin eröffnete die Ausstellung, und Schüler führten durch die Ausstel-
lung. Als weitere mögliche Ausstellungsorte wurden unter anderem die Talsand-Schule, das 
Oder-Center und der Landtag Brandenburg genannt. In der Förderakte wird eine erwartete 
Reichweite von insgesamt 3 000 bis 5 000 Beteiligten angegeben. 

Die Stadt Schwedt/Oder teilte später mit, dass die Ausstellung vom 3. Juli bis 17. August 
2024 im Rathaus gezeigt und über die Internetseiten des Stadtmuseums und des Stadtar-
chivs, über Instagram, den Facebookkanal der Städtischen Museen und das Schwedter 
Stadtjournal öffentlich beworben worden sei. Eine ausdrückliche Prüfung auf parteipolitische 
Neutralität habe nach Angaben der Stadt nicht stattgefunden, weil es sich um ein histori-
sches Thema „Schwedt in den 1990er-Jahren“ gehandelt habe. 

Die Gesamtschule Talsand stellte die Ausstellung auf ihrer Internetseite ebenfalls öffentlich 
vor. Dort wurde die Mithilfe des Stadtmuseums bei der Aufbereitung der recherchierten In-
halte hervorgehoben und ein ausdrücklicher Gegenwartsbezug hergestellt. Die Schule er-
klärte sinngemäß, rechtsextreme Gewalt sei kein abgeschlossenes Kapitel und auch heute 
bestehe die Verantwortung, rechtsextremen Tendenzen entgegenzutreten. 

Antragsteller und Zuwendungsempfänger des öffentlich geförderten Projektes war der För-
derverein der Städtischen Museen Schwedt/Oder „Otto Borriss“ e. V. Die Gestaltung und 
der Druck von Ausstellungstafeln, Flyern und Plakaten wurden extern vergeben und aus 
Projektmitteln finanziert. Die Ausstellung wurde damit nicht ausschließlich innerhalb des Un-
terrichts erarbeitet und präsentiert, sondern unter Beteiligung außerschulischer Akteure pro-
fessionell gestaltet, öffentlich beworben und außerhalb der Schule im Rathaus 
Schwedt/Oder gezeigt. 
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Darüber hinaus enthalten die Antworten auf die Kleinen Anfragen Nr. 861 und Nr. 958 von-
einander abweichende Angaben zur Beteiligung des Aktionsbündnisses gegen Gewalt, 
Rechtsextremismus und Rassismus. Während in der Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 861 
eine fachliche Unterstützung durch Mitarbeiter des Aktionsbündnisses genannt wurde, 
stellte die Landesregierung in der Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 958 klar, dass das 
Aktionsbündnis an der Erstellung der Ausstellung nicht beteiligt gewesen sei. 

Vor diesem Hintergrund ist klärungsbedürftig, auf welcher Tatsachengrundlage die Landes-
regierung die Einhaltung des Beutelsbacher Konsenses und des Verbots politischer Wer-
bung gemäß § 47 Abs. 2 BbgSchulG bejahte, obwohl sie zugleich keine eigene Überprüfung 
und nur eingeschränkte Kenntnisse zu den konkreten Ausstellungsinhalten, den Förderun-
terlagen und den extern erstellten Öffentlichkeitsmaterialien angegeben hat. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Welche konkreten Unterlagen lagen der Landesregierung, dem Ministerium für Bil-
dung, Jugend und Sport und dem zuständigen staatlichen Schulamt bei der Vorberei-
tung und Beantwortung der Kleinen Anfragen Nr. 861 und Nr. 958 vor? 
Bitte geben Sie getrennt nach Stelle und Kleiner Anfrage an, 

a) welche Förderanträge, Zuwendungsbescheide, Sachberichte und sonstigen Pro-
jektunterlagen vorlagen, 

b) ob der Flyer, die Ausstellungstafeln, Plakate, Druckdaten, der Podcast oder sons-
tige Öffentlichkeitsmaterialien vorlagen, 

c) wann und von welcher Stelle die jeweiligen Unterlagen übermittelt wurden und 

d) ob und mit welchem Ergebnis diese Unterlagen inhaltlich, schulrechtlich, didaktisch 
oder im Hinblick auf parteipolitische Neutralität ausgewertet wurden. 

2. Auf welche konkreten Auskünfte und Unterlagen des zuständigen staatlichen Schul-
amtes stützte die Landesregierung ihre Antworten auf die Kleinen Anfragen Nr. 861 
und Nr. 958? 
Bitte geben Sie an, 

a) welche Stelle das zuständige staatliche Schulamt um Zuarbeit ersuchte, 

b) welche Auskünfte oder Unterlagen das staatliche Schulamt seinerseits bei der 
Schule, der Schulleitung, der verantwortlichen Lehrkraft oder anderen Beteiligten 
einholte, 

c) welche Stellungnahmen oder Unterlagen das staatliche Schulamt an das Ministe-
rium übermittelte und 

d) welche konkreten Aussagen in den Antworten auf die Kleinen Anfragen Nr. 861 und 
Nr. 958 auf diesen Zuarbeiten beruhten. 
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3. Auf welcher Tatsachengrundlage gelangte die Landesregierung zu der Aussage, der 
Beutelsbacher Konsens und § 47 Abs. 2 BbgSchulG seien beachtet worden? 
Bitte geben Sie insbesondere an, 

a) welche Stelle die Einhaltung des Beutelsbacher Konsenses zu prüfen hatte, 

b) welche Stelle die Einhaltung des § 47 Abs. 2 BbgSchulG zu prüfen hatte, 

c) ob insoweit eine konkrete Prüfung der Ausstellung oder der Öffentlichkeitsmateri-
alien stattfand, 

d) welche Materialien dabei berücksichtigt wurden und 

e) auf welcher Grundlage die Feststellung getroffen wurde, sofern einzelne oder 
sämtliche Endfassungen der Ausstellungstafeln, des Flyers und der Plakate nicht 
vorlagen. 

4. Welche Erkenntnisse besitzt die Landesregierung zum Seminarkurskonzept, das nach 
ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 958 dem Projekt zugrunde lag? 
Bitte geben Sie an, 

a) wann und durch wen das Seminarkurskonzept erstellt wurde, 

b) ob und wann es dem zuständigen staatlichen Schulamt oder dem Ministerium vor-
lag, 

c) ob es Vorgaben zur öffentlichen Präsentation der Arbeitsergebnisse, zur Rathaus-
ausstellung, zum Flyer, zu den Plakaten, zu den Ausstellungstafeln oder zum Po-
dcast enthielt, 

d) ob es Vorgaben zur Verwendung aktueller parteibezogener Aussagen, Fotos oder 
Zitate enthielt, 

e) ob es Vorgaben zur Einhaltung des Beutelsbacher Konsenses und des § 47 Abs. 
2 BbgSchulG enthielt und 

f) wie die Einhaltung dieser Vorgaben gegebenenfalls überprüft wurde. 

5. Welche der folgenden Gegenwartsbezüge waren der Landesregierung, dem Ministe-
rium oder dem zuständigen staatlichen Schulamt bei der Beantwortung der Kleinen 
Anfragen Nr. 861 und Nr. 958 bekannt? 

a) die im Förderantrag 2023 beschriebene Übertragung des Themas „in die Jetzt-
Zeit“, 

b) die im Förderantrag 2023 aufgeworfene Frage nach einer möglichen Wiederholung 
früherer Radikalisierungsprozesse, 

c) die im Förderantrag 2024 aufgeworfene Frage nach einer möglichen Schwächung 
demokratischer und Stärkung radikaler Strukturen im gegenwärtigen Transforma-
tionsprozess, 
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d) die im Flyer enthaltenen Aussagen zum Transformationsprozess seit 2022 sowie 
zu populistischen und antidemokratischen Ideologien und 

e) der auf der Internetseite der Gesamtschule Talsand dargestellte Gegenwartsbe-
zug. 

Bitte geben Sie für jeden der genannten Punkte an, wann und durch welche Stelle 
Kenntnis erlangt wurde und ob der jeweilige Gegenwartsbezug bei der Beantwortung 
der beiden Kleinen Anfragen berücksichtigt wurde. 

6. Welche Erkenntnisse und Bewertungen besitzt die Landesregierung zu dem im Flyer 
verwendeten Motiv „Anti-AFD-Aufkleber in Berlin, 26.3.2024“? 
Bitte geben Sie an, 

a) ob das Motiv der Landesregierung, dem Ministerium oder dem zuständigen staat-
lichen Schulamt vor der Beantwortung der Kleinen Anfragen Nr. 861 und Nr. 958 
bekannt war, 

b) ob eine fachliche, didaktische, schulrechtliche oder neutralitätsrechtliche Bewer-
tung des Motivs vorgenommen wurde, 

c) welchen sachlichen, historischen oder didaktischen Bezug die Landesregierung 
zwischen diesem aktuellen Motiv aus Berlin und dem Projektgegenstand „Rechte 
Gewalt Anfang der 1990er-Jahre in Schwedt“ sieht, 

d) ob die Landesregierung die Verwendung dieses Motivs in einer schulbezogenen 
und öffentlich präsentierten Wanderausstellung für mit § 47 Abs. 2 BbgSchulG ver-
einbar hält und 

e) auf welche Tatsachengrundlage sich die Feststellung der Einhaltung des Beutels-
bacher Konsenses und des § 47 Abs. 2 BbgSchulG stützte, sofern das Motiv den 
zuständigen Stellen nicht bekannt war. 

7. Welche schulrechtlichen und didaktischen Anforderungen gelten nach Auffassung der 
Landesregierung für aktuelle parteibezogene Aussagen, Abbildungen oder Bildunter-
schriften in schulischen Ausstellungen, wenn diese 

a) außerhalb der Schule in einem Rathaus öffentlich gezeigt werden, 

b) mit Unterstützung außerschulischer Kooperationspartner professionell gestaltet 
und gedruckt werden, 

c) über amtliche oder kommunale Internetseiten und soziale Medien öffentlich bewor-
ben werden, 

d) von Vertretern der Stadt oder anderer öffentlicher Stellen eröffnet oder begleitet 
werden und 

e) in zeitlicher Nähe zu einer Landtagswahl öffentlich präsentiert werden? 
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8. Welche Erkenntnisse besaßen die Landesregierung, das Ministerium und das zustän-
dige staatliche Schulamt zum öffentlichen Rahmen und zur Reichweite der Ausstel-
lung? 
Bitte geben Sie an, ob und seit wann bekannt war, 

a) dass die Ausstellung vom 3. Juli bis 17. August 2024 im Rathaus Schwedt/Oder 
gezeigt wurde, 

b) dass die Bürgermeisterin die Ausstellung eröffnete, 

c) dass das Stadtmuseum an der Aufbereitung und Präsentation beteiligt war, 

d) dass die Ausstellung über städtische und museale Internetseiten, soziale Medien 
und das Schwedter Stadtjournal beworben wurde, 

e) dass Schüler durch die Ausstellung führten, 

f) dass eine Reichweite von 3 000 bis 5 000 Beteiligten erwartet wurde, 

g) dass weitere Präsentationen unter anderem in der Talsand-Schule, im Oder-Center 
und möglicherweise im Landtag Brandenburg vorgesehen waren und 

h) ob diese Umstände bei der schulrechtlichen und neutralitätsrechtlichen Bewertung 
berücksichtigt wurden. 

9. Wurde die zeitliche Nähe der Ausstellung zur Landtagswahl in Brandenburg am 22. 
September 2024 bei der schulrechtlichen, didaktischen oder neutralitätsrechtlichen 
Bewertung berücksichtigt? 

a) Falls ja: Welche Stelle nahm die Bewertung anhand welcher Kriterien und mit wel-
chem Ergebnis vor? 

b) Falls nein: Aus welchen Gründen wurde die zeitliche Nähe zur Landtagswahl nicht 
berücksichtigt? 

10. Wie erklärt die Landesregierung die voneinander abweichenden Angaben zur Beteili-
gung des Aktionsbündnisses gegen Gewalt, Rechtsextremismus und Rassismus in 
den Antworten auf die Kleinen Anfragen Nr. 861 und Nr. 958? 
Bitte geben Sie an, 

a) welche Stelle die Information lieferte, auf deren Grundlage in der Antwort auf die 
Kleine Anfrage Nr. 861 eine fachliche Unterstützung durch Mitarbeiter des Aktions-
bündnisses genannt wurde, 

b) welche Stelle die spätere Information lieferte, wonach das Aktionsbündnis nicht an 
der Erstellung der Ausstellung beteiligt war, 

c) welche der beiden Darstellungen nach heutigem Kenntnisstand zutrifft, 

d) wann die Landesregierung Kenntnis von der Unrichtigkeit oder Ergänzungsbedürf-
tigkeit der früheren Angabe erhielt und 
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e) weshalb die Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 861 gegebenenfalls nicht von Amts 
wegen berichtigt oder ergänzt wurde. 

11. Wie bewertet die Landesregierung die bisherige Einordnung des Projektes als Schü-
lerarbeit vor dem Hintergrund seiner organisatorischen und öffentlichen Ausgestal-
tung? 
Bitte berücksichtigen Sie dabei insbesondere, 

a) die Antragstellung und Zuwendungsempfängerschaft eines außerschulischen För-
dervereins, 

b) die öffentliche Förderung des Projektes, 

c) die Kooperation mit dem Stadtmuseum, 

d) die externe Gestaltung sowie den professionellen Druck von Flyer, Plakaten und 
Ausstellungstafeln, 

e) die öffentliche Präsentation im Rathaus, 

f) die Eröffnung durch die Bürgermeisterin, 

g) die städtische und museale Öffentlichkeitsarbeit und 

h) die Konzeption als Wanderausstellung mit weiteren vorgesehenen Präsentations-
orten. 

Welche zusätzlichen schulrechtlichen, didaktischen oder neutralitätsrechtlichen Anfor-
derungen ergeben sich nach Auffassung der Landesregierung aus dem Unterschied 
zwischen einer unterrichtsinternen Schülerarbeit und einem unter Beteiligung außer-
schulischer Akteure professionell gestalteten, öffentlich beworbenen und außerhalb 
der Schule präsentierten Projekt? 

12. Wird die Landesregierung den Vorgang unter Einbeziehung der nun vorliegenden För-
derakten und Öffentlichkeitsmaterialien erneut prüfen? 
Bitte geben Sie an, 

a) welche konkreten Sachverhalte und Unterlagen in eine Nachprüfung einbezogen 
werden, 

b) ob das zuständige staatliche Schulamt, die Gesamtschule Talsand, der Schulträ-
ger, das Stadtmuseum oder weitere beteiligte Stellen einbezogen werden, 

c) ob insbesondere das Seminarkurskonzept, die finalen Ausstellungstafeln, der 
Flyer, die Plakate und die zu den bisherigen Kleinen Anfragen erstellten Zuarbeiten 
ausgewertet werden, 

d) bis wann eine solche Prüfung abgeschlossen werden soll und 

e) aus welchen Gründen keine Nachprüfung vorgesehen ist, sofern die Landesregie-
rung hiervon absieht. 
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13. Sieht die Landesregierung aufgrund der nun vorliegenden Förderakten und Öffentlich-
keitsmaterialien Anlass, ihre Antworten auf die Kleinen Anfragen Nr. 861 oder Nr. 958 
zu ergänzen, zu präzisieren oder zu berichtigen? 

a) Falls ja: Welche Aussagen sollen in welcher Weise ergänzt, präzisiert oder berich-
tigt werden? 

b) Falls nein: Auf welche Tatsachengrundlage stützt die Landesregierung ihre bishe-
rigen Aussagen weiterhin? 

c) Welche allgemeinen Konsequenzen zieht die Landesregierung aus dem Vorgang 
für künftige schulische Ausstellungen, die unter Beteiligung außerschulischer Ak-
teure professionell gestaltet, außerhalb der Schule präsentiert und mit aktuellen 
parteibezogenen Inhalten versehen werden? 

d) Plant die Landesregierung Hinweise oder verbindliche Vorgaben für Schulen, 
staatliche Schulämter und außerschulische Kooperationspartner zum Umgang mit 
aktuellen parteibezogenen Aussagen, Fotos, Zitaten und Öffentlichkeitsmateria-
lien? 

e) Falls ja: Welche Regelungen sind vorgesehen und bis wann sollen sie vorliegen? 

f) Falls nein: Aus welchen Gründen sieht die Landesregierung keinen Regelungs- 
oder Klarstellungsbedarf? 
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	a) ob das Motiv der Landesregierung, dem Ministerium oder dem zuständigen staatlichen Schulamt vor der Beantwortung der Kleinen Anfragen Nr. 861 und Nr. 958 bekannt war,
	b) ob eine fachliche, didaktische, schulrechtliche oder neutralitätsrechtliche Bewertung des Motivs vorgenommen wurde,
	c) welchen sachlichen, historischen oder didaktischen Bezug die Landesregierung zwischen diesem aktuellen Motiv aus Berlin und dem Projektgegenstand „Rechte Gewalt Anfang der 1990er-Jahre in Schwedt“ sieht,
	d) ob die Landesregierung die Verwendung dieses Motivs in einer schulbezogenen und öffentlich präsentierten Wanderausstellung für mit § 47 Abs. 2 BbgSchulG vereinbar hält und
	e) auf welche Tatsachengrundlage sich die Feststellung der Einhaltung des Beutelsbacher Konsenses und des § 47 Abs. 2 BbgSchulG stützte, sofern das Motiv den zuständigen Stellen nicht bekannt war.

	7. Welche schulrechtlichen und didaktischen Anforderungen gelten nach Auffassung der Landesregierung für aktuelle parteibezogene Aussagen, Abbildungen oder Bildunterschriften in schulischen Ausstellungen, wenn diese
	a) außerhalb der Schule in einem Rathaus öffentlich gezeigt werden,
	b) mit Unterstützung außerschulischer Kooperationspartner professionell gestaltet und gedruckt werden,
	c) über amtliche oder kommunale Internetseiten und soziale Medien öffentlich beworben werden,
	d) von Vertretern der Stadt oder anderer öffentlicher Stellen eröffnet oder begleitet werden und
	e) in zeitlicher Nähe zu einer Landtagswahl öffentlich präsentiert werden?

	8. Welche Erkenntnisse besaßen die Landesregierung, das Ministerium und das zuständige staatliche Schulamt zum öffentlichen Rahmen und zur Reichweite der Ausstellung?
	Bitte geben Sie an, ob und seit wann bekannt war,
	a) dass die Ausstellung vom 3. Juli bis 17. August 2024 im Rathaus Schwedt/Oder gezeigt wurde,
	b) dass die Bürgermeisterin die Ausstellung eröffnete,
	c) dass das Stadtmuseum an der Aufbereitung und Präsentation beteiligt war,
	d) dass die Ausstellung über städtische und museale Internetseiten, soziale Medien und das Schwedter Stadtjournal beworben wurde,
	e) dass Schüler durch die Ausstellung führten,
	f) dass eine Reichweite von 3 000 bis 5 000 Beteiligten erwartet wurde,
	g) dass weitere Präsentationen unter anderem in der Talsand-Schule, im Oder-Center und möglicherweise im Landtag Brandenburg vorgesehen waren und
	h) ob diese Umstände bei der schulrechtlichen und neutralitätsrechtlichen Bewertung berücksichtigt wurden.

	9. Wurde die zeitliche Nähe der Ausstellung zur Landtagswahl in Brandenburg am 22. September 2024 bei der schulrechtlichen, didaktischen oder neutralitätsrechtlichen Bewertung berücksichtigt?
	a) Falls ja: Welche Stelle nahm die Bewertung anhand welcher Kriterien und mit welchem Ergebnis vor?
	b) Falls nein: Aus welchen Gründen wurde die zeitliche Nähe zur Landtagswahl nicht berücksichtigt?

	10. Wie erklärt die Landesregierung die voneinander abweichenden Angaben zur Beteiligung des Aktionsbündnisses gegen Gewalt, Rechtsextremismus und Rassismus in den Antworten auf die Kleinen Anfragen Nr. 861 und Nr. 958?
	Bitte geben Sie an,
	a) welche Stelle die Information lieferte, auf deren Grundlage in der Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 861 eine fachliche Unterstützung durch Mitarbeiter des Aktionsbündnisses genannt wurde,
	b) welche Stelle die spätere Information lieferte, wonach das Aktionsbündnis nicht an der Erstellung der Ausstellung beteiligt war,
	c) welche der beiden Darstellungen nach heutigem Kenntnisstand zutrifft,
	d) wann die Landesregierung Kenntnis von der Unrichtigkeit oder Ergänzungsbedürftigkeit der früheren Angabe erhielt und
	e) weshalb die Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 861 gegebenenfalls nicht von Amts wegen berichtigt oder ergänzt wurde.

	11. Wie bewertet die Landesregierung die bisherige Einordnung des Projektes als Schülerarbeit vor dem Hintergrund seiner organisatorischen und öffentlichen Ausgestaltung?
	Bitte berücksichtigen Sie dabei insbesondere,
	a) die Antragstellung und Zuwendungsempfängerschaft eines außerschulischen Fördervereins,
	b) die öffentliche Förderung des Projektes,
	c) die Kooperation mit dem Stadtmuseum,
	d) die externe Gestaltung sowie den professionellen Druck von Flyer, Plakaten und Ausstellungstafeln,
	e) die öffentliche Präsentation im Rathaus,
	f) die Eröffnung durch die Bürgermeisterin,
	g) die städtische und museale Öffentlichkeitsarbeit und
	h) die Konzeption als Wanderausstellung mit weiteren vorgesehenen Präsentationsorten.

	Welche zusätzlichen schulrechtlichen, didaktischen oder neutralitätsrechtlichen Anforderungen ergeben sich nach Auffassung der Landesregierung aus dem Unterschied zwischen einer unterrichtsinternen Schülerarbeit und einem unter Beteiligung außerschuli...
	12. Wird die Landesregierung den Vorgang unter Einbeziehung der nun vorliegenden Förderakten und Öffentlichkeitsmaterialien erneut prüfen?
	Bitte geben Sie an,
	a) welche konkreten Sachverhalte und Unterlagen in eine Nachprüfung einbezogen werden,
	b) ob das zuständige staatliche Schulamt, die Gesamtschule Talsand, der Schulträger, das Stadtmuseum oder weitere beteiligte Stellen einbezogen werden,
	c) ob insbesondere das Seminarkurskonzept, die finalen Ausstellungstafeln, der Flyer, die Plakate und die zu den bisherigen Kleinen Anfragen erstellten Zuarbeiten ausgewertet werden,
	d) bis wann eine solche Prüfung abgeschlossen werden soll und
	e) aus welchen Gründen keine Nachprüfung vorgesehen ist, sofern die Landesregierung hiervon absieht.

	13. Sieht die Landesregierung aufgrund der nun vorliegenden Förderakten und Öffentlichkeitsmaterialien Anlass, ihre Antworten auf die Kleinen Anfragen Nr. 861 oder Nr. 958 zu ergänzen, zu präzisieren oder zu berichtigen?
	a) Falls ja: Welche Aussagen sollen in welcher Weise ergänzt, präzisiert oder berichtigt werden?
	b) Falls nein: Auf welche Tatsachengrundlage stützt die Landesregierung ihre bisherigen Aussagen weiterhin?
	c) Welche allgemeinen Konsequenzen zieht die Landesregierung aus dem Vorgang für künftige schulische Ausstellungen, die unter Beteiligung außerschulischer Akteure professionell gestaltet, außerhalb der Schule präsentiert und mit aktuellen parteibezoge...
	d) Plant die Landesregierung Hinweise oder verbindliche Vorgaben für Schulen, staatliche Schulämter und außerschulische Kooperationspartner zum Umgang mit aktuellen parteibezogenen Aussagen, Fotos, Zitaten und Öffentlichkeitsmaterialien?
	e) Falls ja: Welche Regelungen sind vorgesehen und bis wann sollen sie vorliegen?
	f) Falls nein: Aus welchen Gründen sieht die Landesregierung keinen Regelungs- oder Klarstellungsbedarf?


